
Landtages tzung vom 3. M. rz 1947 
ssa: aý=ao=ýsýossýcýssusý. esssRSs 

Anwesend: Alle Abgeordneten ml t. Ausnahme von Abg. Sch a, dier 
r weichen Era, Abg. Marxer, Mauren der Sitzung beiwohnt. 

Beginn: vormittags 10 Uhr 

: fräs.: Jch eröffne die heutige Sitzung und begrüsse die 
e! rrren bestens. Wir wollen vorerst die Stickstände aus der 

letzten Tagesordnung erledigen. 

1. ) Gesuch des Gebhard Marxer um Subventionierung einer 
Motorhacke: 

Die Fin. Kom. empfiehlt Abweisung den Gesuches. Regierung 
und Fin. Kom, beziehen den btandpunkt, dass eine di esbez, 
ßubventi oni erung zu weit gehen würde. Jch stelle das Gesuch 
hiermit zur Debatte: 

Ab g. H. Bru nhart : Die Saohe ginge wi rkli oh zu weit. Jeder 13az er 
wenn er e nen rlug anaohafft, könnte er um Subvention ebenso 
gut ansuchen. 

Ab &. Hoo : Be sind schon mehrere Gesuche obiger Art eingegangen 
z. ii. r Selbstbaltepflüge, diese wurden durchgehend abge- 
wi esen. 
Ab g. Se le : Mancher Bauer hat in den letzten Jahren Pflüge 
c angeschafft und nicht um Subvention angesucht, wenn nun 
In obigem Palle ei ne Subvention bewi iigt würde, käme noch 
manches nachträgliche Gesuch. 

räs.: Wie ich festetellen kann, sind die Herren einhellig der 
g. Le oben Ansicht. Jäh lasse daher über diesen Punkt abstimmen o 
Wer ist für die Abweisung des vorliegenden Gesuches weil eine 
diesbez. Subventionierung zu weit führen würde 

Einstimmig für die Abweisung des Gesuches. 

2. ) Gesuch der Sennereigenoseenschaft Balzers um Subventionierung 
ei ner neuen Milchwaage und einer Zentrifuge; 

Das Gesuch wird vorgelesen. 

, Ab'[ . E. Bruchart. - Be ist bedauerlich, dass ich als Balzner 
uc Vertreter er Bauern diesem Gesuch nicht zustimi n kann. 
Die Regierung hat s. Z. den Zusammenschluss der Sennerei Balzers 
und Mals angestrebt, was wirtschaftlich das Beste wäre. Die 
Sache war von der Regi em ng gut gemeint, hat sich indessen 
dann schlecht ausgewirkt. Es wäre nämlioh besser gewesen, 
wenn sie einen unparteilichen Fachmann in eine Versammlung 
von beiden Genossenschaften zusammen entsandt hatte, bei 
welcher der Var steher den Vorsitz geführt hatte. 

Joh möchte einige Jahre zurück greifen, damals hat die Sennerei" 
genossenschaft Balzers einstimmig beschlossen, dass Pläne 
für einen Umbau oder Neubau für die Sennerei beschafft werden 
sollen. Damals schon, hat die Gemeinde eine Gemeindesennerei 
angestrebt. Die 9ennereigen. Balzers wollte hingegen ailein 
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bauen. ich war damals im Sennereiausschuss und war meiner- 
sei ts damals schon jederzeit bereit mit dem Bauprojekt 
zurück zu treten für die Gesamtlösung. Wir sind dann an die 
Gemeinde heran getreten wegen einem Bauplatz und wegen dem 
Holz, das die Gemeinde gratis zur Verfügung stellen sollte, 
was der Gemeinderat dann auch bewilligt hat. Wir haben dann 
für die Einrichtung Offerten und Unterlagen beschafft. Be 
wurde dann ein Berater von Chur beigezogen, dieser hat sehr 
für den Zusammenschluss beider Genossenschaften geredet. 
Die Gemeinde hätte die Möglichkeit, beide Sennereigebäude 
zu kaufen, da drum herum Gemeindeboden ist. Die Objekte 
hätten verkauft werden könnbn mit etwas Boden und dann zu 
Wohnhausern ausgebaut werden, In eine alte Sennerei , die 
sehr unpraktisch eingerichtet ist, könnte ich mich nicht 
entschliessen, eine eubvention zu bef, rworten. G. B. Ist 
die Feuerung sehr rückständig, es besteht keine Möglichkeit, 
z.. d. das Kessi vom r eue r weg zu s cb i eben . Job möchte aus 
diesen Gründen beantragen, der Landtag möge der Regierung 
den Auftrag erteilen, dass sie von einem unparteiischen i'aih- 
mann, vieles cht von Kurschellas zusammen mit den landwi rt- 
schaftlicre n Beratern ein Gutachten abgeben «asst über die 
Zusammenlegung der beiden Genossenschaften. Jets bin durch- 
aus nicht gegen eine ; 5ubventi oni erung, aber di Ase soll 
für ein zeitgemb, saea, wirtschaftliches und der Allgemeinheit 
dienenden Ob. ekt ausgegeben werden. 

. ras.: Job möchte noch erg dnzen, dass gleichzeitig von der 
ennereigenossen schaft M , 1d ein Gesuch vorliegt um 

subvention einer neuen Milchwaage. Joh finde daher den Antrag 
von Abg. Brunhart für sehr zweckmässig, weil beide Genossen- 
schaften um eine subven ti an ansuchen. Es wäre da ein Anlass 
vorhanden , um die Sache an die Hand zu nehmen. 

Ab g. E. Brunhart: Es ist nicht zweckmassig, in die gleiche 
Gemeinde 2 Be riebe zu subventionieren. 

Abg. l! '. Brunhart: Joh möchte mich zu dieser Sache in dem 
sinne äussern, dass ich s. Z. von der Regierung ein Bohreiben 
erhalten habe, womit sie mich ersucht hat, zu versuchen, 
die beiden Genossenschaft zusammen zu bringen. Jeh habe den 
Versuch unternommen. Habe die einzelnen Genossenschaften 
einzeln zu mir gerufen und zuletzt beide Gen. zusammen, aber 
eine Einigung konnte nicht erzielt werden. TMiäls sagt, wir 
sind aus den schulden heraus und wollen nichts von einem 
Zusammenschluss wissen. ±seide Genossenschaften haben eine 
Versammlung abgehalten, i ls hat einstimmig abgelehnt und 
auch bei den t3alznern waren 10 gegen den Anschluss. Joh 
habe noch versucht, dahin zu wirken, dass vieleicht eine 
Ausgabestelle errichtet werden ko>nnt e, aber auch in dieser 
kti chtung war nichts zu haben. Wegen der Subvention, kann ich 
jedoch Abg. . drunhart nicht beipflichten, da es noch lange 
dauern kann, bis ein Zusammenschluss erzielt werden könnte. 

Ab g. H. brunhart: Die Subventionierung cull nur solange 
zurückges e. werden, bis ein i aohman n ein Gutachten abge- 
geben hat. 

ý +ý L..... Lt'47 ýiPi, 
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Ab .. iioop : Wenn eine Möglichkeit des zusammensehlusaes be- 
steh möchte iah die Ausführungen von Abg. H. Brunhart be- 
furworten. 

Abg. 2. Brunrart: Jeh bin nicht gegen den ýusermnened3 lass, 
aber ich glaube nicht, dass der auf dem Weg möglich ist. 

Ab g. h. Brunhart: Das Beste wwre, wenn direkt eine Gemeinde* 
'Versammlungen erufen würde, bei welcher Gelegenheit dann 
der betr. Referent reden evilte. 

Abg. dlele: Wenn es eine Möglichkeit des kusammensatlusses 
gibt, soll dieser auch in Baizers durohgeftihrt werden. Wir 
haben schon oft von der Pörderung der Mllchwirtechaft ge- 
sprochen, man muse aber in erster Linie entsprechende 
aennereien haben dazu, iah bin daher nicht dafür, dass in 
eine alte Sennerei hinein Subventionen gesteckt werden. Man 
soll das Letzte versuchen, um . ialzera und Mäls auf einen 
Nenner zu bringen, 

Ab g. H. Brunhart: Bei der Subventionierung der Sennerei Vadas 
wurde meinen ssesns beschlossen, nur mehr neuzeitliche Be- 
triebe zu subventionieren. 

Reg. Chef: Mir kommt im Allgemeinen die Subvention für Sennerei 
ei nr o ungen niedrig vor mit l5yb gegenüber den Güllenver- 
schlauch ung eanlagen mit 30%. Die Benn ereil ist doch etwas was 
für alle nützlich Ist, dass dann aber nur 15 , subventioniert 
werden soll, wenn doch die iýasewirtschaft bestmüglichat ge- 
fördert werden soll, verstehe loh nicht. ich wurde daher 
den Subventionsaatz für Sennereien erhmhne, gerade dadurch 
bestünde vi e lei oht die Mögli o11ceit ,in Balzers besser vor- 
wärts zu kommen* 

AbýSole:: Was ich aus der ganzen Bache herausgefühlt habe, 
spielt die Finanzlage der beiden Genossenschaften eine 
grosse Rolle. Hierbei bestünde jedoch gewiss eine Müglioh- 
keit, dass diese Sache überbrückt werden könnte. Was die 
30 : ige Subvention an die GU, llenveraohlauchungeanlagen 
betrifft, erschienen die mir Immer als sehr hoch. Im übrigen 
bin auch ich nicht dafür, dass in eine alte Sennerei noch 
tiubventionen hineingesteckt werden sollen. 

Ab . Kindle: . rüher bestand die `iendenz, dass die Versohlauchung 
anlagen gefördert werden sollen, heute, da der liecht. Bauer 
umsteilen muse auf Milchwirtschaft, soll die Sennerei ge- 
fördert werden, es steht daher einer besseren Subventioniemng 
der Sennereien nichts im Wege, da dies im Interesse des ganzen 
Landes Ist, umeomehr, da ja für mehr als Fr. 4oo'ooo Süss- 
käse eingeftihrt werden. 

Ab g. ti. drunhart: Was fbg. Sele meint betr. der Finanzlage, 
s zu sagen, dass beide Genossenschaften ziemlich gleich 

gut stehen. Beide haben einen kleinen Vorschuss, die Lokale 
sind auch zimlich gleich. Die heutigen beuanaohaffungen 
würden aber unzweckmdsaig in die alte Bude hineingesteckt 
etwas Neuen wird doch nicht daraus und etwas zeitgemgsses. 
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ab g. W. örunhart; ßa war vorgesehen, die Gemeindesennerei 
bei der ec ue zu erstellen, nun stri ubt sich *alzers und 
käls wegen dem weiten Weg, das ist wohl der Hauptgrund. 

V. Chef NigA: Was ich weiss, sind in Balzers Bestrebungen 
Ti Gange, um die dennerei der Gemeinde anzuhängen. iýaspar 
k ri ck hat in diesem sinne bei der Aegi erung vorgeaproohen. 

Abg. H. . runhart; Mir ist nichts diesbez. bekannt. 2 Betrßebe 
vonder Gemeinde aus zu betrei ben, wäre nicht durchführbar. 
Es soll ein moderner Betrieb eingerichtet werden und nicht 2. 

Abe. F. Brunhart: Auch bei mir war Kaspar Prick und hat vor- 
gebracht, dass die Balzner-Genossenschaft unbedingt bauen 
musste. Durch das dauen würde die Genossenschaft in Uehulden 
geraten. _ iSobald dann die Kri egewi rteohaftli oben Massnahmen 
aufhören würden, gingen die dalzner nach iäls mit ihrer 
Milch. Die Balzner-Gen, h tte dann die schulden und keine 
Milch mehr. Denn die Leute würden dort Ihre Milch liefern, 
wo sie mehr Geld dafür bekommen w.. rden. 

Ab &. decicBecX: Joh möchte mich fur den Zusammenscýlase aus- 
sprechen eventue. il mit einer Zweigstelle. 

'i. Chef lilg : �-'Is ist jetzt der richtige tioment um die Sache 
von e nem perten untersuchen zu lassen. ich schlage daher 
vor, dass an Kurscheilas Auftrag erteilt wirb, dass er die 
V'erh4itniase in Balzers studiert und Vorschlage unterbrei- 
tet, vieleicht gelingt sodann ein Zusermensctluse. 
Denn in Balzere handelt es sich in diesem Fall um die 
Gegnerschaft zwischen Mals und Balzers. 

fräs.: Hinsichtlich der Subventionserhöhung möchte ich den 
Vors lag machen, dass die di esbez . Anregung von der begut- 

.. achtendenVKommissi an gemacht werden soll, damit es nicht 
Reklamationen gibt wegen ungleicher Subventionierung. 

Ab . Nä ele : Joh möchte mich in dieser Sache auoh für einen 
usammensc use aussprechen. Be sollen nichts Sinrichtangen 

in dieses alte Zeug hinein subventioniert werden. 

Ab g. Wachter: Auch in Schaan bestanden vor ca. 25 Jahren 
w Genossenschaften welche dann zusammengeschlossen wurden. 

Ers. Ab g. Marxer Mauren: Auch Mauren hatte bin vor 20 
ren Genossenschaften, welche dann zuaamengesohlossen 

wurden, Die Gemeinde hat dann Geld hineingesteckt, es 
wurde alles modernisiert und zugleich die Möglichkeit ge- 
schaffen, dass jeder Bürger Genossenschafter werden konn#e. 

Abg. Kindle: Jch verstehe nicht, dass unbedingt eine Ge- 
nossen acha h gemacht werden soll, es kann doch ohne wei teres 
eine Gemeindesennerei errichtet werden. 

Ab . Hoo ; Ich möchte noch folgenden Tragens Be hei sat, dasa 
n orar berg die Buben mit 15 Jahren vom Arbeitsdienst 

frei seien , wenn man solche In die Landwirtschaft bekommen 
könnte ? 

9q 
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V. Chef Ni : Was mir bekannt ist, handelt es sioh hierum 
u en s zu 15 Jahren. Joh werde jedoch die Sache noch 

mit Attelmeie r abklären. 

Präs.: Was nun die Subventionsgesuohe der Balzner- und t'I8i 
er-Sennereigenossenschalt urbelangt, glaube ist es 

zweokm. Osig, wenn diese mit der Erdeisung an die Regierung 
zurückgegeben werden, dass Sie unter Bei zug eines Fachmannes 
den Zueammenschluse beider Genossenschaften versucht und wir 
bis dahin die beiden Gesuche zurück stellen . Wer damit ein- 
verstanden ist, möge die Hand erheben: 

Einstimmig angenommen. 

3. Orientierung der Regierung über die Erhöhung der Zol. l- 
pqusch&le, der Warenamaatzsteuer und über die Goldmttnzen- 
prägung: (Reg. Chef Pri ok) 

Zoll ausohale: 
Pro Zol million hätte Liechtenstein Fr. 1'711. - zugute. Wir 
haben versucht, diesen Betrag zu erhalten, konnten dies jedoch 
nicht erreichen, der Betrag wurde auf Fr. 1'? oo. - abgerundet. 
Wir haben zuerst versucht den Betrag nach Mügli ohkei t aufzu - 
runden, er wurde dann jedoch abgerundet mit der Begrundung 
der vermehrten Auslagen. 

{ 

Betr. Warenumaatzsteuers 
Auf Grun er früheren andtagadebatte wurde die folgende 
Note dann nach Bern gesandt ; Note wird vorgelesen. 
Die Antwort hierauf möchte ich ebenfalls vorlesen: .. o" 
wi rd vorgelelsen. 

Joh habe mindestens 10 Argumente mündli oh gegen Amatutz ins 
Feld geführt und die beiden vorerwähnten dann noch sahri ft- 
lich, es ist jedoch ein Ding der Unmögli obkeit , Amatuts 
zu etwas anderem zu bewegen. Job habe 5 Stunden mit ihm 
debattiert. Mit der Steuerverwaltung weiter zu verhandeln 
hat keinen Sinn. Der Landtag möge daher beschliessen, ent- 
weder die Annahme oder es müssen andere Grundlagen geschaffen 
werden, d. h. die dieabez. Verhandlungen mit Amstutz wären 
gescheitert, 

Abg. Dr. Ritter: Wie uueaert sich Amstutz zum Umstand, dass 
dia Zo e re an unsere Kona umkraft mit 75 º annimmt und 
er dagegen kommt mit den 60%0 ? 

Reg. Chef: Er sagt, die Wust belastet die Haushaltu ngerech- 
äung2 en mit 1.2 76 das gesamte Volkseinkommen jedoch mit dem 
doppelten Betrag. Er zieht dann den Schluss, überwalzt wird 
nur die n . lfte, die andere Hlfte muss die Industrie tragen, 
hier hingegen sei uns die Schweiz weit überlegen. Be sei 
somit die Hälfte auf Grund der Konsumkraft zu bereohneni 
und die andere Hwlfte auf Grund der Industriekapazität. 
Amstutz ist natürlich nach oben gegen Tobe abgedeckt. 
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fräs Be wird uns nichts anderes übrig bleiben, als anzu- 
ne min. Es sind noch andere Leistungen des Bundes damit im 
Zusammenhang, Brot, ; Mahlprämie u, s. w., wir können nicht viel 
anderes machen, die Regierung muge zur Kenntnis nehmen, dass 
auf dieser Grundlage eine Einigung mit Bern herbeigeführt 
werden kann . 
Heg. Chef: Wir werden das Kündigungsrecht einbauen. denn z. B. 
cli-o-Tu-saTüaso der Schweiz fir die Yulksernährung wegfa. Llen 
sollten oder die Induetriekapazitat bei une wechseln sollte, 
hatten wir dann die Mügli ohkei t, darauf zurück zu kommen. 

Fräs.; Schade dass wir in statistischer Hinsicht keine Unter- 
. Lagen besitzen. Be würde sich lohnen, eine d ieabez. Stelle 
zu sch: ffen. 

Keg. Chef: Eine statistische Ermittlung beim freien Waren- 
'verkehr wäre sehr schwer, 

Präs.: Ganz altgemein gesagt, wir haben bei den Verhandlungen 
ekeln- Unterlagen. Die Vefrandlungea schweben somit immer in 

der Luft. Eine di esbez. stelle zu schaffen, wurde sich sicher 
1oh. nen . 
Abg. Dr. Ritter: Der Ansicht bin ich auch. 

. Präs.: Wir kommen zum 4. Punkt. Abg. $lkuch als Schrift- 
führer der Landeaateuerkommission unterbreitet dem Landtag 

folgende Prage: 

Die Steue rsatze im Finanzgesetz sind für ein bestimmtes 
Steuerjahr festgesetzt. Gilt das für das kommende oder bereite 
abgelaufene Jahr ? Betr. des Jahrganges kann man auch unter 
Berücksichtigung des Art. 39 und 40 des Steuergeaetzee ver- 
schiedener Meinung sein. 

Ab g. Elkuoh: Wir haben gegnewärtig versah. Rekurse angängig 
e sich auf die Rückwirkung beziehen. Dr. Seeger ist der 

Ansicht, dass im Steuergesetz nicht ersichtlich ist, dass 
die Steuer rückwirkend eingehoben wird, 

Reg. Chef: Lt. Artikel 69 der Verfassung hat die Reglern ng dem 
Landtag jedes Jahr Vorschläge zu unterbreiten für die Steue r- 
aitze des kommenden Jahres, der Landtag hattt dann diese 
5teuerai. tze zu bestimmen. 

Ab g. Dr. Bitter: Die ganze bisherige Praxis geht in der 
Richtung, dass das Finanzgesetz für das kommende Jahr 
Geltung hat, hiemit die Steuern für das kommende Jahr fest- 
setzt und dass diesem Steuersatz das Vermögen und der Er- 
werb des abgelaufenen Jahres per 31. Dezember zugrunde liegto 
auf keinen Fall jedoch Vermögen und Erwerb des Pi nanz jahres. 
Zweifel hierüber können glaube ich kaum bestehen in dieser 
Richtung. Zuerst muss der Sinn des Gesetzes berüoksi ohti gt 
werden. Der Sinn des Gesetzen ist der, dass im Jahre 1947 
aus dem Vermögen und 8rwerN wie er am 31. Dezember 1946 be- 
stand, die Steuer festgesetz reap. ermittelt wird. 
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8e 
" Chef: Joh glaube, die Landesat eue rkommi saion macht sich zü - sehr den Standpunkt der Rekurrenten zu eigen. 

2rä, 8 .; Wir budgetieren die tatsächlichen Li nnahmen. Im anderen 
a1 miss sten wir die Steuern zum voraus einziehen. 

$b 
. li kuor: Jch möchte doch den Sandtag, ersachen, ei ne klare 

s ng zu diesem Punkt zu beziehen. 

hel. Chef: Auf Grund der Verfassung und des Steuergesetze® ist 
es mvg cý diese Sade im vorbesproch enee Sinne abzuklären dass keine Zweifel mehr bestehen. 

. Lb.,, Dr. Ritter: Nach meinem Dafürhalten können in di ever Sache 
ubeei' Zweifel aufkommen . 

räa.; ßa erübrigt sich somit eine weitere steliunganahme zu fieser wache. Wir gehen daher zum nýohsten Punkt der Tagesordnung: 

4. Pas s- und Hei mat sch ri ft en ea et z. 
Regi e rungase re ar üe hat diesen n wur ausgearbeitet, 
es ist daher zweckmassig, wenn er der Behandlung im Landtag 
beiwohnt. 

Artikel 1 Ausweisschriften: (wird vorgelesen) 
fieser Artikel erfährt keine Aenderung. Das Wort "Gültiger" 

Heimatschein and Pass wird erörtert, ob diese Bezel(ginuqK 
notwendig sei oder nicht. Be wurde aus folgendem Motiv aufge- 
nommen und bleibt daher bester en : Die Liechtensteiner 1m Aus- 
land müssen ihre Papiere hinterlegen� damit sich nun die Leute 
um die Gültigkeit Ihrer Schriften bemühen müssen, wi rd nur 
durch die Hinterlage der gültigen Hecht. Ausweiseohriften 
die Staatszugehörigkeit bestatigt 

Artikel 2I Heimatschein - 'o rm: 
in diesem Artikel wird ahlf 11 ger früherer Name) und 
Name der Eltern - gestrichen und zwar aus folgenden Gründen: 

Durch die Aufnahme der Bestimmung in den Heimatsoheln B Name 
der ß1t ern - würde bei uneheli ohen Kindern ihre uneheliche 
Geburt immer aufscheinen, was unbedingt vermieden werden soll. 

Allfälliger früherer Name - soll wegbielben, wenn z. B. ein 
Bürger eine Namensänderung vornimmt, wie es z. B. bei Neubürger 
oft der Fall ist, würde durch diesen Passus sein früherer Name 
immer und immerwieder aufscheinen. 

Im iib ri gen wird darauf hingewiesen, dass nähere Herkunft u, e, w, 
jeweils aus dem Zivi latan dearegi s ter ersichtlich Set. Ba wird 
allgemein anerkannt, dass die Aufführung dieser 2 Angaben im 
Heimatschein für die Machforschung der Abstammung u. s. w. gewiss 
sehr dinelich wäre. hingegen dem `1 räger in versch. Fallen 
schaden würden. Der Vorschlag geht dahin, dass die Zivi letandee 
register so geführt werden sollen, dass Besonderheiten dort unbe- 
dingt eingetragen werden mixseen. 

G, ý 
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Cel Artikel 3: 2. Gültigkeitsdauer und Ungültigkeit aerklarung: 

Rier wird erörtert, ob In Heimatschein nicht auch eine 
;. ý .' 

Gültigkel tadauer ei ngefidohtem werden acll, damit auch Tý 8eimatscheine mit begrenzter Dauer ausgestellt werden können. 

e 

aücli der Helmatsohei n im allaemei nen soil nur eine 30 iäbriae 
GL Ltigkeit aufweinen, nach dieser Zeit soll er erneuert werden 

ý: 

etisaen, damit aioh die Leute Im Ausland wieder einmal als 
, Liechtensteiner meiden müssen und dass man auf der anderen bette 
wi edereinem1 Kenntnis von den Landesbürgern hat. 

Artikel 4: 3. Ausstellende Behörde - 

yj Dass die Heimatscheine noch von einem Mitgliede des Gemeinde- 
raten unterzeichnet werden sollen, wird bemängelt und darauf 
hingewiesen, dass, wenn der Vorsteher zeichne, der Gemeinderat 

:. gewiss ohne langes Nachsehen auch unterzei ahnen werde. 
Di ese Sache sei zu weitgehend. Demgegenüber wi rd darauf hinge- 
wiesen, dass unsere schri ften mit bestmöglichster Si oherhei t 
ausgestellt werden sollen. Diese würde dadurch erreicht, dass 
der Heimatschein von 3 äffte llen In der Gemeinde unterzeichnet 
werden musste und nachher noch durch die Hegierang, Grundlage 
zur Ausstellung müsste das Zivi latandesregi ster sein. Was nun 
Das Meldewesen für das Zivi latan desregister anbelangt, wi rd 
erwahnt, dass dieses in der Luft hange, dass nur ein 21ei1 

-C der Zivilstandeamitteilungen wirklich geomaoht werden, was schon rý zu versah. Unannehmlichkeiten geführt habe. Auch die Schriften- 
g Kontrolle und Ausfertigung seitens der Regierung wird bemängelt. 
eC' Demgegenüber wird erwähnt, dass zur Verbesserung dieser dache 
et' versah. Vorgekehrt wurde, es wurde nitmli ch eine Passkontrolle 
nL geschaffen, worin die Pasee, Ausstellung und Verliingeia ngen 
nii sowie die Heimatscheine eingetragen werden. Auch eine Premden- 

`. b Kont rolle wurde eingerichtet reap. eine Premdenkartei. 

Artikel 5/4. Verzeichnis 
Es w rc em . ngelt , dass der Vorsteher noch im Register seine 
Unterschrift einsetzen muse, zu U. edem Heimatsohein der ausge- 
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xartei geführt werden soll oder ob es unbedir t notwendig 
U 

sei , ein gebundenes Buch zu führen. Auf jeden Pall wird 
, 
ea 

nnerl islirýh esin_ dssa die kegister dotinelt geführt werden. 
eines fortlaufend' nummeriert und das andere nach Alphabetischem 
Register, damit eine bessere Kontrolle ermöglicht wird. Auf 
jeden Fall soll eine Uebersicht geschaffen werden� damit es 
nicht vorkommt, dass an eine und dieselbe Ferson mehrere Aus- 
weise, seien es Heimatsoheine oder Passe ausgestellt werden 
Was das Formular der hieimatsoheine anbelangt, soll dieses 
besser und mehr als Dokument ausgestattet werden. 
Es wird daraufhingewiesen, dass durch diese Gesetzesvorlage 
wohl viel verlangt werden, jedoch sei dies notwendig, dass 
unsere Schriften wieder Achtung und Ansehen bekommen. Wir 
müssen jede mügli che Sicherung einbauen und gesetzlich verankeln, 
damit jeder Mi sobraooh der Sohri ften bestmügli chat vereitelt wird. 

GZ. 
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12 Uhr Mittagspause : Fortsetzung der Si tzugg um }3 Uhr 

zscgý Artikel 6: 5. Ausfolgung von Heimatscheinen 

I7ie ! Ne handelt eich hier um eine Neuerung, indem Heimatscheine 
iTOuli ficht mehr an den Gesuchsteller ausgefolgt werden dürfen 
t, i. 2! e0näern von der Gemeindevoretehung direkt an die Regierung 
s2 Zu senden ei nd. Auch in der Schweiz werden die Heimatscheine 
e ta fur von Behörde zu Behörde abgegeben. Nach diesem Modus 

Würde ein Heimatschein nicht mehr dem Inhaber direkt ausge- 
folgt - diese Neuerung wird kritisiert und als Norm für 
das Zeitalter der Polizei etaaten hingestellt - auf deranderen 
eite wird ins bald geführt, dass mit dem Heimateohein 

aß11 i schon dadurch mehr Missbrauch getrieben werden tann, weil ebe Jeý ' keine Photographie darauf ist. Nach dem neuen Gesetz würde 
c'-`" der Inhaber nur eine 13eatt4tigung in Händen haben, worin be- 
We etätigt wurde, auf welchem Amt sein Heimatschein hinterlegt 
x3 

t ist. 

Artikel 7: 6. Ausweis 
ce+ 
, 9`,, Hier wird bes. erwahnt, was unter " genügenden Auswela" zu 

verstehen ist. Auchuwird erw. hnt, dass es in versah. ataaten 
wo das Zi vl istandeaweaen noch nicht ausgebaut Ist, kaum 

fýe müglich seip, ei neu Zivi letandearegi aterau azug zu erhalten 3. b 

-. - -' -- ls l.. i , -- "L - . n- - . --- .-ý_- --. -tl--. -. 2 -- .. ---°-l- 

rr :i 

01 anbelangt, müssten di esbez. Instruktionen an die Vorsteher 

®(_ gerichtet werden, als genügender Ausweis wird z. B. angesehen, 
3v wenn der Gesuchsteller im Zivilstandesregister eingetragen 

tat und zudem eine beglaubigte Photos oder einen Identitäts- 
ausweie vu rl egt. 
Absatz 2 dieses Artikels wird gestrichen, da wie vorhin be- 
reite erwähnt, es in versch. Staaten nicht möglich se[ n würde, 
einen Zivi letandeeregi eteraaszug zu en alten, auch für solche 
r'alle muse eine : Lösung gefunden werden, die nicht tu Härten 
führen muss. Im #brigen soll die Legierung Instruktionen 

bAuearbeiten, die sie dann den ausstellenden Behörden zukommen 
lassen soll. 

r 
fi 

oaer sine la6nTi1 za-caicarti@. rraa nun an gvAUganavu aunwaiis 

Jlrti ke1 8: 7. 'ieurkundanß 

Hier soll das Wort(Beurkundung)gestriahen werden. Im übrigen 
handelt es sich hier um eine Abänderung der Vorschriften Im 
Gemeindegesetz. 

Artikel 9: B. Verweigerung der Ausstellung 

2. Zeile soll statt das Wort "Beurkundung" " Heimatbeau tiguig 
reissen . b) soll ebenfalls Heimatbestätigung statt Heimatbeurkundung 
heissen. In gleicher Weise soll(t) abgeändert werden. 
Was Abs. d) betrifft, wird erwdhnt, dass dieser kaum in 
Anwendung kommen könnte, da die Heimatscheine ja nicht mehr 
den $igentümen übergeben werden, kann narnai* daini t von dieser' 
Seite kein Missbrauch getrieben werden. 
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1. rtikel 10: Heißspass/ Ausstellung / Behörde 

Eier soll im letzten Satz ei efiocht®n werden, dass von 
40n Konsulaten die Amtlichen Formulare verwendet werden können. 

sj Artikel 11: Pasabezug Im Ausland 
rtx 08 
a . cs $s handelt sich hier um eine Neuerung, die die Schweiz 
'ISan schon lange eingeführt hat, Da die Schweiz Im Ausland auch 

Unsere Interessen vertritt, wird auf die Angleichung dieser 
i. o± desti mmung an die schweizerische Wert gel egt. Be wäre nun 
sßb abzuklären, wi e di ese Sache mi t uns erer Gesandtschaft in Bern 
te: ! gehandhabt werden soll. Entweder sollen alle Liechtensteiner 
et: die in der Schweiz wohnen dazu gehalten werden, die sae 

bei der Gesandtschaft ausstellen und zu erneuern lassen, oder 
.6 dann aber nur bei der Regt erung . Es so 11 hier eine klare 
4, v s Lage geschaffen werden, Gesandtschaft oder Regierung , aber 

nicht beide zusammen. Wenn beide Amtsstellen Schriften aus- 
$tellen, müsste unbedingt darauf gesehen werden, dass die 

:. x Gesandtschaft entweder bei der Ausstellung eo23rt Rückfrage 
`. " in Vaduz halten wurde oder wenigstens di e Ausstellung sofort 

64 

c7 f; 
''-i 

071 

U 
IT 
Ee 

k 

i 
[ 
r 

melden wiirde. 

rtt kel 12: Ausweis r 

Dieser artikel geht in Ordnung. In der 3. letzten Zelle soll 
es foigendermaaaen hed esen: ..... auch ohne vo*-erige Finholung 
der 2aaabewi lligung einen gase auszustellen oder zu erneuern, 
wobei die Gründe einzutragen sind. 

Artikel 13 Yaidlienreleibpane: 

Da Abe. 2 nicht als, unbedingt notwendig angesehen wird, wird 
dieser weggelassen. Hier soll die Frage geprüft werden, ob 
nicht doch Kinderpasse ausgegeben werden sollen. G. B. wenn 
ein Kind schon mit ca. 12 Jahren in ein Internat zum Studium 
geht, so. Llte die Möglichkeit geschaffen werden, wenn in diesen 
und r. hnlichen Fällen räsae ausgestellt werden könnten. 

Artikel 14 Ungültigkeitserklärung 

Gegen di eaen Artikel werden keine Rinwande erhoben. 

, Artikel 15: Verweigerung des Passes 

Abe. o" an Doppelbu. rger fir den 2. i3ürgerreohtsetaat (nicht 
zur Reise dorthin gaitig) Dieser ganze Abe. o soll gestrichen 
werden, da es eich hierbei um eine Einsohränkung des Bürger- 
rechten handeln wurde. 

Abe. d" nach Maaten für welche die Ei nrei eesperre besteht" 
Dieser Absatz soll ebenfalls gestrichen werden. Es wird darauf 
hingewiesen, dass z. B. die Schweiz, Personen die die Bi nreise- 
sperre haben, 1311ulffläUlQMlM von dieser zwecks Besuch etc. 
kurzfristig suepensieren - diesen Leuten null nun nicht noch 
von uns ens verhindert werden, dass sie nach der Schwd z oder 
Irgend einen anderen Staat reisen können. Wir wollen hier aast 
nicht strenger ßerfahren als das Ausland. 

Abs. e soll als Abs. o gelten und folgendermassen lauten: 
an eereonen, über deren Aufenthalt lieohtenateinisohe Behörden 
von gesetzeswegen verfügen können. 
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Absatz 21a-e sind folgende Aenderungen vorzunehmen; 

lbs. b/ Hier wird erwähnt, dass die Nichtbezahlung von 
`teuern im Ausland u. s. w, kein : rund ist, um einem ! Äirger 
der rase zu verweigern. in einem solchen Falle steht es ja 
dem Gastland offen, einen unerwünschten Auslunder abzusth i eben. 
-ei der . ý'asau ng dieses Absatzes wurden un besondere j: ýäile 
gedacht, an eersonen die im Ausland sich aufhalten und duröh 
`, enunziation, Schmuggel und Schwindel das Ansehen des Landes 
schädigen. solange man jedoch für dieabez. Vergehen keine 
stichhaltigen Zeugen hat, kann gegen diese Leute nicht vor- 
gegangen werden. Subald jedoch Unterlagen vorhanden sind, 
besteht die tviügii ohkeit , gegen solche Leute vorzugehen, ohne 
dass dieser Artikel ins Gesetz au±genomme n wird. iý_r wird 
somit gestrichen. Im übrigen wird darauf hingewiesen, dass 
wohl jeder -, ataai im _ u, ý and :. rger hat, auf die er nicht 
neunüers stolz sein kann. 

nbs. D /äotwend: igkeit , fieser Absatz soil ebenfalls weg- 
failen. 

-ua vdr ein so kleines . man d Binds, wo lie n wir uns 
nicht auf diesem kleinen Liecken . erde zu eigenen Gefangenen 
machen . Auf der anderen Seite wi rd darauf hingewi esen, dass 
unbedingt darauf gesehen werden muse, dass unsere chriften 
mehr Ansehen erlangen. . tos wird daher ailgemei n kritisiert, 
dass wirr zuviel . asae au ageben. bei t 1941, wurden ca. 6000 
Jasse ausgefolgt - es sýj11 daher hier etwas zurückgd, alten 
werden. 

£a letzter Absatz 3n di seem Artikel soll eingeeohalten 
werden, dass die Regi erung ermd. ch ti gt iet, in besonäeren 
Bällen die Ausstellung eines Reisepasses auf bestimmte 
: _, ander zu beaehranken. lit diesem , ortiaut im Gesetz soll 
die Regi erung do oh eine -Ggiicücei t haben, in dringenden 
2ällen die Rei sepa esaus ateilung zu beschränken resp. 
teilweise zu verunmvgliohen. 

Artikel 16 Pasafo rmular 
dieser r el wird nicht beanstandet. 

Artikel 17-. Ko llekt i vpd, s ae 
Eier wird die Lrage gepr(Ift, ob die Kollektivpässe nur 
fur Liechtensteiner oder auch für Ausländer ausgestellt 
werden können. In der Schweiz wird es so gehandhabt, dass 
generell nur fair Schweizer Kollek tivpäaae ausgestellt werden, 
Ausnahmen sind je doch m©gli o, Das kann bei uns auch In 
diesem Sinne gehandhabt werden. Die Gältigkeitadauer von 
$ Tagen wird als zu kurz bemessen angesehen, es wird daher 
"höchstens eine Woche" gestrichen. 

Artikel 18: Gulti gkeitadaaer 

dieser Artikel wird nicht beanstandet. 

Artikel 19; Entzug 
Misr wird die Aufzahlung, "(wenn mehr als ein Paae, Bohlen 
oder Verlust des Becht. Buz errechtea, Irrtümlich auegeetellt)" 
weggeiaaaen. 

Artikel 20 2asem eld an g ýý 

dieser Artikel wird nioht beanstandet. 
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4rti kel 21 / Schlussbestimmungen / Gebühren 
Hier soli. es in der 2. Zeile statt Beurkundungen - "Hei mat- 
best, 

ztigungen" beissen. Die letzte Zeile des Art. soil lauten: 
"". ebenso für die Ausatellung von Heimatbestätigungen. 

, Artikel 22 : Strafbestimmungen 

Dieser Artikel muss neu gä verfaset werden. Wenn z. B. ei n 
Uebertki tt dieses Paeegesetzee eine Urkundeni lschung dar- 
8te: ýlt , wurde es sich um ein Verbrechen handeln, was in 
äem vorbeschriebenen Sinn nur ale Uebertretung gewertet 
wird. 

grtikel 23 Fürstenhaue . Geht in Ordnung 

Artikel 24 soll lauten: Andere Luswelse, damit "das mitraten- 
andere Ausweise" getrennt wird. 

. Artikel 25: Erster Satznaoll lauten: 
Dieses Gesetz wird a. s nicht dringlich erklärt und td tt 
mit dem ' age der Kundmachung In Kraft. Zwei tletzt e Zelle 
des ersten Abschnittes soll lauten: .... o und erlöschen in 
allen Fällen bei Ablauf der eingetragenen Gültigkeitsdauer. 

Socit wäre die erste loeaurag dieses Gesetzes beendet. 

Was das Passformular anbelangt, soll fier dieses ein gutes 
Papier verwendet werden und ein starker Deckel. 

Ab . H. Brunhart: Joh möchte Herrn Beg. ahef i'rick noch ersuchen, 
dass er über die titzung in St, Gallen kurz referiert, 

Reg. Chef: Die Orientierung der Herren Bahkd. irekto reu erfolgte 
wie bereite in der letzten £ andtagsi tzung erwähnt wurde. 
Zusammenfassend wurde uns dann erklart, dass wir bestimmt damit 
rechnen können , dass wir das Geld zur Finanzierung den amina- 
werkes erhalten werden und zwar zu den bereits bekannten Be 
dingungen. Es wäre nun die Frage noch abzuklären, vi eviel das 
Land zur Auflage hier reservieren will und mit wieviel Fänd- 
geld es sich an der Sache beteiligen will. Die beiden Banken 
haben beabsichtigt, die Emission bereits im April durchzuführen, 
was jedoch noch nicht möglich ist. morgen kommen nun die 2 
Jngenieure nach Vaduz zur Entgegennahme der Aufträge laut 
Vorschlag der vorbereitenden Kommission. Auf jeden Fall ist 
zu erwähnen, dass der Kredit den unser Land in der bchweiz 
hat, scheinbar ein sehr guter ist, auf der anderen Seite muss 
gesagt werden dass die danken mit dieser Sache gewiss ein 
gutes Geschäft machen. 

r.:: sid ent : Wttheoht Ach noch jemand zu auseern, wenn ni oht 
sc esse ich die heutige Sitzunge 

ächluss der Sitzung; abende um 6 Uhr. 

ý 

#1 

ý ýý` _ 
"rwýww.. wýýwrrrrr" 
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